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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, «die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Vertriebene. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 117. Sitzung 
am 18. Dezember 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20. 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertrie- 
benengesetz — BVFG — ) vom 19. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 201) wird wie folgt ge 
ändert und ergänzt: 

1. § 84 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Der Antrag des Gläubigers nach § 83 

Abs. 1 oder 4 kann nur bis zum 31. Dezem- 
ber 1953 gestellt werden; hat der Schuldner 
jedoch erst nach dem 31. Dezember 1952 
seinen ständigen Aufenthalt im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes oder Berlin(West) 
genommen, so kann der Antrag innerhalb 
eines Jahres, seitdem der Schuldner seinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder Berlin (West) ge- 
nommen hat, gestellt werden.“ 


2. In § 86 wird dem Absatz 1 der folgende 
zweite Satz angefügt: 

„Die Unzulässigkeit der Zwangsvollstrek- 
kung kann der Schuldner im Wege der Er- 
innerung nach § 766 der Zivilprozeßord- 
nung geltend machen.“ 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Uberleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1954 in Kraft. 


Begründung 


Zu Art. I Nr. 1 

Nach § 84 Abs. 1 BVFG kann der Antrag auf 
abweichende Regelung der unter die §§ 82, 88 
Abs. 1 BVFG fallenden Verbindlichkeiten nur 
bis zum 31. Dezember 1953 gestellt werden. 
Man ging, als diese Vorschrift im Bundestag 
behandelt wurde, davon aus, daß der Strom 
der Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge 
im wesentlichen erschöpft und daß daher die 
vorgesehene Frist ausreichend sei. Es hat sich 
jedoch gezeigt, daß diese Auffassung nicht zu- 
treffend war. Schon im Rechtsausschuß des 


Bundesrates wurde darauf hingewiesen, daß 
die Ausschlußfrist des § 84 Abs. 1 insbeson- 
dere für die Gläubiger von Sowjetzonenflücht- 
lingen, die erst gegen Ende des Jahres 1953 
oder erst nach Ablauf der Frist im Bundesge- 
biet oder Berlin(West) Aufnahme finden, zu 
Schwierigkeiten führen könne. Die Bedenken 
des Rechtsausschusses des Bundesrates konn- 
ten jedoch vor der Verkündung des Gesetzes 
nicht mehr berücksichtigt werden, da der Bun- 
desrat wegen der Eilbedürftigkeit des In- 
krafttretens des Gesetzes von der Anrufung 
des Vermittlungsausschusses abgesehen hatte. 
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Es dürfte zwar nicht ausgeschlossen sein, die 
für die Gläubiger nach Fristablauf auftreten- 
den Schwierigkeiten durch nachträgliche Zu- 
lassung des Vertragshilfeantrages gemäß § 84 
Abs. 1 Satz 2 BVFG zu beheben. Jedoch ist 
nicht unzweifelhaft, ob die Gerichte im Einzel 
falle von dieser Möglichkeit Gebrauch machen. 

Es erscheint somit geboten, die Frist gesetzlich 
neu zu regeln. Da auch jetzt noch Vertriebene 
in der Bundesrepublik und Berlin(West) auf- 
genommen werden (vgl. § 10 Abs. 2, 3 
BVFG), ist es zweckmäßig, eine die Gläubiger 
sowohl der Sowjetzonenflüchtlinge als auch 
der Vertriebenen erfassende Regelung zu tref- 
fen. Da ferner nicht abzusehen ist, wann der 
Zuzug von Flüchtlingen und Vertriebenen in 
die Bundesrepublik und Berlin(West) auf- 
hören wird, ist es angebracht, den Ablauf der 
Antragsfrist für diejenigen Gläubiger, deren 
Schuldner erst nach dem 31. Dezember 1952 
in der Bundesrepublik oder Berlin'West) Auf- 
nahme finden und für die daher die Antrags- 
frist des § 84 Abs. 1 BVFG zu kurz sein 
würde, nicht auf einen kalendermäßig be- 
stimmten Zeitpunkt festzulegen, sondern von 
dem Tage der Aufenthaltsnahme in der Bun- 
desrepublik oder BcrlinfWest; abhängig zu 
machen. FFierbei dürfte eine Antragsfrist von 
einem Jahr geboten und ausreichend sein. 

Unter diesen Gesichtspunkten konnte für die 
Gläubiger der Schuldner, die vor dem 1. Janu- 
ar 1953 in der Bundesrepublik oder Berlin 
(West) ihren ständigen Aufenthalt genommen 
haben, die bisherige am 31. Dezember 1953 
ablaufende Antragsfrist die mindestens ein 
Jahr beträgt, beibehalten werden. 

Zu Art. I Nr. 2 

Im Bundesvertriebenengesetz ist die Frage 
offen gelassen worden, welche Rechtsbehelfe 
dem Schuldner zur Verfügung stehen, wenn 
ein Gläubiger entgegen den Vorschriften der 
§§ 82, 86 Abs. 1 BVFG aus einem vor der 
Vertreibung (Flucht) entstandenen Vollstrek- 
kungstitel gegen ihn vollstreckt. Geht man 
davon aus, daß § 82 BVFG nur die Natur des 
materiellrechtlichen Anspruchs geändert, da- 
gegen die Vollstreckbarkeit des Titels unbe- 
rührt gelassen hat, dann müßte sich der 
Schuldner mit der Zwangsvollstreckungsgegen- 
klage nach § 767 ZPO gegen eine Vollstrek- 
kung aus dem alten Titel wenden Es wird 
jedoch auch die Auffassung vertreten, daß die 
§§ 82, 86 Abs. 1 BVFG dem Titel die Voll- 
streckbarkeit genommen haben und der Schuld- 
ner daher mit der Erinnerung nach § 766 ZPO 
gegen eine Vollstreckung Vorgehen könne. 


Im Interesse der Rechtssicherheit erscheint es 
daher angebracht, die Frage gesetzlich zu 
regeln. 

Verfahrensmäßig liegt der Unterschied 
zwischen den beiden Rcchtsbehelfen des § 766 
und des § 767 ZPO vor allem darin, daß für 
die Vollstreckungsgegenklage das Prozeßge- 
richt des ersten Rechtszuges zuständig ist 
(§ 767 Abs. 1 ZPO), während über die Er- 
innerung das Vollstreckungsgericht entscheidet 
(§ 766 Abs. 1 Satz 1 ZPO), d. h. das Amts- 
gericht, in dessen Bezirk das Vollstreckungs- 
verfahren stattfinden soll oder stattgefunden 
hat (§ 764 Abs. 2 ZPO). Bei der Erhebung der 
Vollstreckungsgegenklage ergeben sich daher 
vor allem Schwierigkeiten, wenn der Titel von 
einem Prozeßgericht mit Sitz außerhalb der 
Bundesrepublik oder Bcrlin(West) erlassen ist. 
Sofern in solchem Falle nicht (wie in § 4 
des Zuständigkeitsergänzungsgesetzes vom 
7. August 1952 — BGBl. I S. 407) eine Er- 
satzzuständigkeit begründet ist, wird die 
Rechts Verfolgung des Schuldners wesentlich er- 
schwert, wenn nicht gar unmöglich. Diese 
Schwierigkeiten bestehen bei der Erinnerung 
nicht. Flinzu kommt, daß das Erinnerungs- 
verfahren nach § 766 ZPO leichter und 
schneller durchzuführen ist als ein Prozeßver- 
fahren und daß die dem Schuldner entstehen- 
den Kosten geringer sind als die Kosten einer 
Vollstreekungsgegenklage. Gegen die Zulas- 
sung der Erinnerung spricht zwar die prak- 
tische Erwägung, daß damit unter Umständen 
zunächst dem Gerichtsvollzieher die Prüfung 
überlassen bleibt, ob die Voraussetzungen des 
§ 86 Abs. 1 BVFG gegeben sind. Doch kann 
diesem Gesichtspunkt kein entscheidendes Ge- 
wicht beigemessen werden, da der Gerichts- 
vollzieher auch sonst bei der Zwangsvollstrek- 
kung gewisse Rechtsfragen zu prüfen hat. ohne 
daß dadurch bisher Schwierigkeiten entstan- 
den sind (vgl. z. B. § 811 Nr. 8 ZPO). 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß für den Fall 
des § 86 Abs. 2 BVFG, wenn das Vertrags- 
hilfegericht den titulierten Anspruch ab- 
weichend vom Grundsatz der §§ 82, 88 Abs. 1 
BVFG festgesetzt hat, nach wohl richtiger An- 
sicht der Schuldner gegen eine Vollstreckung 
aus dem alten Titel mit der Erinnerung ^nch 
§ 766 ZPO vorgehen kann. 

Es erscheint daher im Interesse einer einheit- 
lichen Rechtshandhabung angebracht, es dem 
Schuldner zu ermöglichen, auch gegen eine 
Vollstreckung aus nnem unter § 86 Abs 1 
BVFG fallenden Tire] mit der Erinnerung aus 
§ 766 ZPO vorzugehen. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 18. Dezember 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 4. Dezember 1953 — 7 — 83000 — 
2933/53 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
117. Sitzung am 18. Dezember 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 

die folgenden Änderungen vorzuschlagen: 

1. Die Eingangsformel soll lauten: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 

folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Das BVFG ist ein Zustimmungsgesetz. Jede Änderung eines Zu- 
stimmungsgesetzes bedarf wiederum der Zustimmung des Bundes- 
rates, und zwar auch dann, wenn lediglich Bestimmungen dieses 
Gesetzes geändert werden, die seine Zustimmungsbedürftigkeit 
nicht begründet haben. 

2. Art. II soll lauten: 

„Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 'des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. t) 
auch im Lande Berlin.“ 

Begründung 

'Es handelt sich um die Einfügung der üblichen Berlin-Klausel. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 


In Vertretung 
Dr. Müller 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
vom 18. Dezember 1933 nimmt die Bundes- 
regierung wie folgt Stellung: 

Zu Nr. 1 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Auffassung des Bundesrates, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedürfe, kann nicht beige- 
pflichtet werden. Die Vorlage enthält weder 
selbst Vorschriften, die ein Zustimmungserfor- 
dernis des Bundesrates begründen, noch ändert 
sie Vorschriften des Bundesvertriebenenge- 
setzes, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedurften oder in untrennbarem Zusammen- 
hang mit derartigen Vorschriften stehen. 

Zu Nr. 2 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Es handelt sich um die neueste Fassung der 
Berlin-Klausel. 
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